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Bauwirtschaft in der Krise
Albert Schneider, Hans Joachim Thoenes, Hamburg*

Das deutsche Baugewerbe befindet sich zur Zeit zum dritten Mai nach dem Zweiten Weitl<rieg in einer tiefen 
Krise. Wie in den Jahren 1967 und 1974/75 nahmen die Produktion und Beschäftigung ln diesem Wirt
schaftszweig im Verlauf der Jahre 1980/81 weitaus stärker ab als in der übrigen Wirtschaft. Die Zahl der 
Konkurse ist stark angestiegen. Der anhaltende Auftragsrückgang läßt darauf schließen, daß eine Wende 
zum Besseren noch nicht stattgefunden hat. Welches sind die Ursachen dieser Entwicklung? Wie kann die 
Krise überwunden werden?

BAUGEWERBE

Seit 1960 stieg der Anteil des Baugewerbes an der 
gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in lau

fenden Preisen zunächst von 7,6 % auf knapp 9 % an 
und hielt sich -  unterbrochen von der Rezession im Jah
re 1967 -  auf diesem Niveau bis Anfang der siebziger 
Jahre (vgl. Abbildung 1). Mit Beginn der Rezession 
1974/75 setzte dann ein bis heute anhaltender 
Schrumpfungsprozeß im Baugewerbe ein, der sich aber 
keineswegs stetig, sondern vor allem in konjunkturellen 
Abschwungphasen vollzog. So ging der Anteil des Bau
gewerbes an der Bruttowertschöpfung zwischen 1973 
und 1975 von 8,3 % auf 6,6 % zurück und erreichte 
selbst 1980, im Höhepunkt des 1978 einsetzenden Auf
schwungs, nur noch 7,7 %. Der Auftragsrückgang im 
Bauhauptgewerbe zwischen 1979 und 1981 um 25 % 
und die rapide Abnahme der Auftragsbestände im Ver
lauf des Jahres 1981 deuten darauf hin, daß auch in der 
derzeitigen Krise der gesamtwirtschaftliche Wertschöp
fungsanteil des Baugewerbes stark absinkt.

Diese Schrumpfungsprozesse waren im Bauhaupt
gewerbe wesentlich stärker als im Ausbaugewerbe. So 
fiel der Anteil des Bauhauptgewerbes an der gesamt
wirtschaftlichen Wertschöpfung zwischen 1973 und 
1978 von 5,9 % auf 4,5 %, während er sich im Ausbau
gewerbe nur von 2,4 % auf 2,1 % verminderte. Noch 
stärker zeigte sich dieser Unterschied in der Beschäfti
gungsentwicklung: Während zwischen 1973 und 1978 
nahezu jeder vierte Arbeitsplatz im Bauhauptgewerbe
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veriorenging, nahm die Zahl der Enwerbstätigen im Aus
baugewerbe im gleichen Zeitraum sogar um 5 % zu. 
Auch von der derzeitigen Krise ist das Ausbaugewerbe 
weniger stark betroffen als das Bauhauptgewerbe. 
Denn dem Beschäftigungsrückgang im Bauhauptge
werbe zwischen dem vierten Quartal 1980 und dem 
vierten Quartal 1981 um 5 % stand eine -  wenn auch 
geringfügige -  Ausweitung der Anzahl der Erwerbstäti
gen im Ausbaugewerbe gegenüber.

Da die konjunkturelle Entwicklung des Ausbaugewer
bes der des Bauhauptgewerbes in aller Regel mit einem 
Time-Iag von knapp einem Jahr folgt, ist aber anzuneh
men, daß die Beschäftigung dieses Wirtschaftszweiges 
im laufenden Jahr ebenfalls zurückgehen wird. Weiter
hin ist zu vermuten, daß die Anzahl der Beschäftigten im 
Bauhauptgewerbe im laufenden Jahr stärker schrump
fen wird als im vorangegangenen. Der Grund hierfür 
liegt nicht nur in dem anhaltenden Nachfragerückgang, 
sondern vor allem darin, daß die Bauunternehmen zu 
Beginn einer Rezession noch bestrebt sind, möglichst 
viele Mitarbeiter weiterzubeschäftigen, mit fortschrei
tender Rezession aber mehr und mehr Entlassungen 
vorgenommen werden müssen. Außerdem nimmt mit 
der Dauer der Krise die Anzahl der Konkurse zu. Stieg 
diese im Bauhauptgewerbe zwischen 1979 und 1980 
erst um 29 % an, so nahm sie zwischen 1980 und 1981 
um 46 % auf 1510 zu. Der Anstieg zwischen 1979 und 
1981 war dabei ähnlich hoch wie zwischen 1973 und 
1975.

Diese trendmäßige Entwicklung von Produktion und 
Beschäftigung im Baugewerbe resultierte zum einen 
aus Veränderungen auf der Nachfrageseite, d. h. im Be-

* Die Ausführungen basieren auf einer im Auftrag des Bundesministers 
für W irtschaft vom HWWA durchgeführten Untersuchung. Vgl. Albert 
S c h n e i d e r ,  Hans Joachim  T h o e n e s ,  Hermann T r a g e -  
s e r ; Die deutsche Bauwirtschaft, W achstum und Strukturwandel seit 
1960, erscheint demnächst im Verlag W eltarchiv GmbH, Hamburg.
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Abbildung 1 
Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung 

des deutschen Baugewerbes
Anteil an der Bmttowertschöpfung aller W irtschaftsbereiche 

% 1960 bis 1980 in %•■“

" In jeweiligen Preisen.

“ Geschätzte W erte: Baugewerbe 1981, Bauhauptgewerbe 1979 bis 
1981.
Q u e l l e :  Statistisches Bundesamt, Fachserie 5: Bautätigkeit und 
Wohnungen, Reihe S. 1: Baustatistische Reihen 1960 bis 1980, S tutt
gart, Mainz, 1982.

Abbildung 2 
Fertigstellungen und Genehmigungen 

im Wohnungsbau

■X )

Q u e l l e :  Statistisches Bundesamt: Ausgewählte Zahlen für die Bau
w irtschaft, Stuttgart, Mainz, verschiedene Jahrgänge.

reich des Wohnungsbaus, des gewerblichen Baus und 
des öffentlichen Baus, und zum anderen aus Verände
rungen auf der Angebotsseite, die u. a. in der Preis- und 
in der Produktivitätsentwicklung des Baugewerbes zum 
Ausdruck kommen.

Wohnungsbau

Der Wohnungsbau, auf den im Zeitraum 1960 bis 
1980 jeweils zwischen 40 und 50 % der gesamten Bau
nachfrage entfielen, war nach 1973 durch einen deutli
chen Rückgang in der Neubautätigkeit und einen gleich
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zeitigen Anstieg der Modernisierungs- und Instandset
zungsarbeiten gekennzeichnet. Machten die letzteren 
1973 noch 21 % des gesamten Wohnungsbauvolu
mens aus, so lag ihr Anteil 1980 bei 32 %.

Nachdem die Anzahl der neuerrichteten Wohnungen 
in den sechziger Jahren in der Regel über 500 000 pro 
Jahr und im Höhepunkt des Baubooms Anfang der sieb
ziger Jahre 674 000 erreicht hatte, fiel sie bis 1979 um 
mehr als die Hälfte zurück und lag 1981 bei 338 000 
(vgl. Abbildung 2). Im Verlauf der siebziger Jahre zeig
ten sich dabei deutliche Unterschiede zwischen dem 
Bau von Ein- und Zweifamilienhäusern, die überwie
gend Eigenheime darstellen, und dem Bau von Mehrfa
milienhäusern, der überwiegend dem Mietwohnungs
bau zuzurechnen ist. Während die Anzahl der fertigge
stellten Wohnungen im Eigenheim- und im Mietwoh
nungsbau in den sechziger Jahren nahezu gleich groß 
war, entwickelte sie sich in den siebziger Jahren deut
lich auseinander. Dabei nahm der Bau von Wohnungen 
in Mehrfamilienhäusern zunächst beträchtlich stärker 
zu als der in Ein- und Zweifamilienhäusern, ging jedoch 
zwischen 1973 und 1980 mit 72 % wesentlich stärker 
zurück. Der Bau von Wohnungen in Ein- und Zweifami
lienhäusern stieg nach 1975 wieder an und lag 1980 nur 
noch 5 % unter dem Höchststand von 1973. Seit 1979 
zeichnet sich jedoch eine andere Entwicklung ab. Denn 
während die Anzahl der genehmigten Wohnungen in 
Ein- und Zweifamilienhäusern zwischen 1979 und 1981 
um 22 % auf 195 000 abnahm, stieg die Zahl der ge
nehmigten Wohnungen in Mehrfamilienhäusern im glei
chen Zeitraum trotz der hohen Zinsen um 20 % auf 
130 000 an. Gleichwohl liegt der Anteil des Mietwoh
nungsbaus am gesamten Wohnungsbau nach wie vor 
mit 40 % noch deutlich unter dem Niveau der sechziger 
Jahre, als er durchweg über 50 % lag.

Eigenheime

Der wichtigste Grund dafür, daß der Eigenheimbau 
trotz einer bis dahin relativ stabilen trendmäßigen Ent
wicklung nach 1979 merklich zurückfiel, war der starke 
Anstieg der Hypothekenzinsen von 6,0 % im Mai 1978 
bis auf 11,9 % im September 1981. Andere Faktoren 
kamen noch hinzu, so z. B. die Verschlechterung der 
Einkommenserwartungen im Verlauf der zweiten Ölkri
se, der zwischen 1978 und 1980 mit 11 % deutlich über 
der Inflationsrate liegende jährliche Anstieg der Bau
preise und die mit 17 % noch bedeutend höheren jährli
chen Preissteigerungen für baureifes Land. Die Bau
preis- und Baulandpreissteigerungen hatten nach 1973 
im T rend stets über der Inflationsrate gelegen, doch be
rührte dieser Tatbestand wegen des starken Rück
gangs der Hypothekenzinsen in der Zeit von 1973 bis
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1978 von 10,4 % 1973 bis auf 6.4 % 1978 noch nicht 
den Eigenheimbau.

Auf den zunächst noch verhaltenen, dann aber be
schleunigten Anstieg der Zinsen in den Jahren 1979 bis 
1981 und die hohen Steigerungsraten der Baupreise 
und Baulandpreise reagierte ein Teil der potentiellen 
Nachfrager in der Weise, daß er zeitweilig oder vollstän
dig auf die Realisierung seines Bauwunsches verzichte
te. Ein anderer Teil stieg auf den Kauf oder Bau von Ei
gentumswohnungen um, weil diese weniger baulandin
tensiv sind und aufgrund der N/Iehrgeschoßbauweise im 
allgemeinen einen geringeren Preis je Quadratmeter 
Wohnfläche aufweisen. Ein weiterer Teil realisierte 
zwar seinen Bauwunsch, reduzierte aber seine Ansprü
che an die Größe und Ausstattung der Wohnungen. So 
gingen die preisbereinigten Kosten je Quadratmeter 
Wohnfläche zwischen 1978 und 1981 um 4 % zurück. 
Zusätzlich wurde die durchschnittliche Wohnungsgröße 
in diesem Zeitraum von 116 qm auf 112 qm reduziert. 
Der Umstieg auf Eigentumswohnungen und die Redu
zierung der Wohnungsgröße dürften im übrigen auch 
auf die hohen Energiepreissteigerungen im Verlauf der 
zweiten Ölkrise zurückzuführen sein.

Mehrfamilienhäuser

Der Bau von Mehrfamilienhäusern, der im Gegensatz 
zum Bau von Ein- und Zweifamilienhäusern nach 1973 
im Trend stark zurückging, seit 1979 aber wieder deutli
che Zuwächse aufweist, schrumpfte in den siebziger 
Jahren vor allem deshalb, weil die Mietpreissteigerun
gen in diesem Zeitraum deutlich unter der Inflationsrate 
und insbesondere unter den jährlichen Steigerungen 
der Baupreise und Baulandpreise lagen. Die Anfang der 
siebziger Jahre durchgesetzten Änderungen in der 
Mietgesetzgebung führten zu niedrigen Mietpreisstei
gerungen, so daß bei der Vermietung von Neubauwoh
nungen kaum noch kostendeckende Mieten zu erzielen 
waren. Dies hatte zur Folge, daß sich insbesondere die 
institutionellen Anleger aus dem Mietwohnungsbau zu
rückzogen. l-finzu kam eine Schwerpunktverlagerung 
im sozialen Wohnungsbau vom Mietwohnungsbau hin 
zur Förderung von Eigentumsmaßnahmen.

Der deutliche Anstieg des Baus von Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern nach 1979 läßt jedoch keines
wegs auf eine nachhaltige Wiederbelebung des Miet
wohnungsbaus schließen. Hierin zeigt sich, wie er
wähnt, zum Teil eine zunehmende Tendenz zum Bau 
von Eigentumswohnungen. So war 1980 fast jede zwei
te in einem Mehrfamiliengebäude errichtete Wohnung 
eine Eigentumswohnung. Diese Tendenz resultierte 
nicht nur aus der Umlenkung der Wohnungsbaunach
frage vom Eigenheimbau hin zum Bau von selbstge

nutzten Eigentumswohnungen, sondern war in einem 
wesentlich stärkeren Maße auf die hohen steuerlichen 
Vergünstigungen im Rahmen des Bauherrenmodelis, 
das in erster Linie den Bau von zu vermietenden Eigen
tumswohnungen begünstigt, zurückzuführen.

Aussichten

Wenn das Bauherrenmodell, wie beabsichtigt, 1985 
ausläuft, ist nicht anzunehmen, daß die Belebung des 
Baus von Mehrfamilienhäusern anhält. Der Eigenheim
bau dürfte demgegenüber bei einer Fortsetzung der 
derzeitigen Zinssenkungstendenzen wieder merklich 
ansteigen. Es erscheint gleichwohl fraglich, ob er im 
Verlauf der achtziger Jahre wieder das gleiche Niveau 
erreichen wird wie in den siebziger Jahren. Dagegen 
sprechen u. a. die weiterhin hohen Preise für Baulei
stungen, Bauland und für Energie, die einerseits Nach
frage zurückdrängen und andererseits weiterhin den 
Bau von Eigentumswohnungen begünstigen. Für den 
gesamten Wohnungsneubau kann davon ausgegan
gen werden, daß er wegen der im Trend über der Infla
tionsrate liegenden Baupreis- und Baulandpreissteige
rungen, einem höheren Realzinsniveau als in den sieb
ziger Jahren und gedämpften Einkommenserwartun
gen in den achtziger Jahren deutlich langsamer wach
sen wird als das Sozialprodukt.

Wurde der Rückgang im Wohnungsneubau gegen 
Ende der siebziger Jahre noch in einem erheblichen 
Maße durch eine Zunahme der Modernisiemngs- und 
Instandsetzungsaktivitäten kompensiert, so sind von 
dieser Seite zukünftig nicht mehr so starke Impulse zu 
erwarten wie in der Vergangenheit. Denn eingroßerTeil 
der renovierungsfähigen Altbaubestände ist bereits in 
den letzten Jahren saniert worden. Weiterhin wurden in 
vielen Gebäuden Vorkehrungen zur Energieeinsparung 
getroffen. Insofern wird vor allem das Ausbaugewerbe 
nicht mehr so hohe Nachfragezuwächse verzeichnen 
können wie in den letzten Jahren. Diese Tendenz wird 
auch durch die zunehmende Bedeutung einer kosten
sparenden Bauweise und durch die sich ausdehnende 
Schattenwirtschaft unterstützt, die nicht nur Schwarzar
beit, sondern auch Eigenleistungen der Eigentümer und 
Mieter von Wohnungen und Gebäuden umfaßt.

Gewerblicher Bau

Die Nachfrage nach gewerblichen Bauten, auf die 
ähnlich wie auf den öffentlichen Bau zwischen 1960 und 
1980 etwa 25 bis 30 % der gesamten Baunachfrage 
entfielen, zeigte eine zunehmende Konzentration auf 
einige wenige Wirtschaftszweige. Entfielen 1962 noch 
54 % der gewerblichen Baunachfrage auf die vier Be
reiche Energie- und Wasserversorgung, Verkehr und
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Nachrichtenübermittlung, Handel und Sonstige Dienst
leistungen, so waren es 1978 bereits 74 %. Diese Ent
wicklung ging in erster Linie von der Baunachfrage der 
Sektoren Sonstige Dienstleistungen und Energie- und 
Wasserversorgung aus, deren Anteile an der gesamten 
gewerblichen Baunachfrage um 19 bzw. 4 Prozent
punkte Zunahmen, Das Verarbeitende Gewerbe, das 
1962 wie auch 1978 48 % der Wertschöpfung im Unter
nehmensbereich (ohne Wohnungsvermietung) er
brachte, büßte dagegen im Beobachtungszeitraum als 
Nachfrager von Bauleistungen mehr und mehr an Ge
wicht ein. Entfielen 1962 noch 31 % der gewerblichen 
Baunachfrage auf diesen Sektor, so waren es 1973 
22 % und 1978 nur noch 16 %.

Der Anteil der Bauinvestitionen an den Anlageinvesti
tionen nahm zwischen 1973 und 1978 von 35 auf 31 % 
ab. Die wichtigste Ursache hierfür war die Zunahme der 
Rationalisierungsinvestitionen, die in erster Linie Ausrü
stungsinvestitionen darstellen. Hinzu kamen Verände
rungen bei den Erweiterungsinvestitionen. Bis 1973 ex
pandierte vor allem die Baunachfrage der wachsenden 
Branchen des Verarbeitenden Gewerbes und der Ge
samtwirtschaft. Darin zeigt sich, daß während dieses 
Zeitraums in einem hohen Maße Bauinvestitionen zur 
Erweiterung der Produktionskapazitäten erforderlich 
waren. Nach 1973 trat dieser Zusammenhang nicht 
mehr so deutlich hervor. Der Kapazitätsausbau wurde 
verstärkt von anderen Faktoren, vor allem von den Aus
rüstungsinvestitionen getragen. Dies resultierte u. a. 
aus

□  der mit der sinkenden Kapitalrendite abnehmenden 
Bereitschaft, langfristig Kapital zu binden.

□  den höheren Preissteigerungen bei Bauten als bei 
Ausrüstungsgütern, die dazu führten, weniger bauinten
sive Anlagen nachzufragen, sowie

□  dem technischen Fortschritt, der zur Verkleinerung 
der Produktionsmittel (Transistortechnik, Mikroprozes
soren) und zu neuen Produktionsverfahren führte, die 
eine bessere Raumausnutzung ermöglichten.

Da die deutsche Wirtschaft in den achtziger Jahren 
angesichts hoher Produktionskosten und eines zuneh
menden Konkurrenzdrucks auf heimischen und auf 
ausländischen Märkten zu strukturellen Anpassungen

' Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) kam bei einer 
jüngsten Befragung zu einem höheren Ergebnis. Nach seinen Angaben 
beläuft sich das verzögerte Investitionsvolumen bei Kernkraftwerken 
auf 12 Mrd. DM und bei konventionellen Kraftwerken auf 3 Mrd. DM.

'  Der Anteil der Bauinvestilionen an den Gesam tinvestitionen ist zwar 
bei konventionellen Kraftwerken im allgemeinen etwas höher als bei 
Kernkraftwerken, doch hängt der Anteil der Bauleistungen mehr von 
standortspezifischen Gegebenheiten als vom Kraftwerkstyp ab.

 ̂ Unterstellt man die Angaben des BDI, läge der Effekt bei 0,3 bis 0,5 % 
der Bauinvestitionen.
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gezwungen sein wird, werden die Anlageinvestitionen 
in den achtziger Jahren voraussichtlich stärker zuneh
men als das Bruttosozialprodukt. Wegen der anhalten
den Miniaturisierung der Maschinen und der zuneh
menden Rationalisierung im Dienstleistungsbereich 
werden aber die Bauinvestitionen weiterhin langsamer 
steigen als das gesamte Investitionsvolumen. Positive 
Impulse werden dabei aus der weiterhin hohen Ten
denz zur Energieeinsparung, insbesondere aus der 
Kraft-Wärme-Kopplung und aus dem Ausbau des Fern
wärmenetzes resultieren. Ebenso dürften zunehmende 
Umweltschutzinvestitionen die gewerbliche Baunach
frage begünstigen. Insgesamt ist zu enwarten. daß die 
Bautätigkeit der Wirtschaft in den achtziger Jahren in et
wa mit der gleichen Rate wie das Sozialprodukt steigen 
wird, wobei der gewerbliche Tiefbau im stärkeren Maße 
als der gewerbliche Hochbau an dieser Expansion teil
haben wird.

Auswirkungen des investitionsstaus

Vielfach wird die Auffassung geäußert, das Bauge
werbe sei als eine der maßgeblich am Kraftwerksbau 
beteiligten Branchen in einem hohen Maße von dem In
vestitionsstau im Kraftwerksbau betroffen. Ein be
schleunigter Abbau der Investitionshemmnisse in die
sem Bereich könne daher zu einer merklichen Linde
rung der derzeitigen Baukrise beitragen. Nimmt man an, 
daß gegenwärtig zwei Kernkraftwerke, zwei Braunkoh
lekraftwerke und ein Steinkohlekraftwerk in Angriff ge
nommen würden, wenn diese zum Bau freigegeben 
würden, läßt sich ein für die derzeitige konjunkturelle Si
tuation relevantes angestautes Investitionsvolumen 
von ca. 10 Mrd. DM schätzen'. Da auf das Baugewerbe 
in etwa 13 bis 20 % des Investitionsvolumens eines 
Kraftwerks entfallen^, könnte daher die Nachfrage nach 
Bauleistungen um 1,3 bis 2 Mrd. DM ansteigen, wenn 
die Investitionshemmnisse im Kraftwerksbereich zügig 
beseitigt würden. Diese Nachfrage würde sich auf meh
rere Jahre verteilen, wobei der größte Teil der Bautätig
keit in den ersten drei Jahren nach Baubeginn anfiele. 
Die Nachfrage nach Bauleistungen könnte damit im lau
fenden und in den folgenden ein bis zwei Jahren um 0.4 
bis 0,7 Mrd. DM oder gemessen an den Bauinvestitio
nen um 0,2 bis 0.3 % höher liegen, als wenn diese Pro
jekte nicht in Angriff genommen würden^. Die Nachfra
geimpulse würden sich dabei überwiegend auf einige 
wenige Bauaktiengesellschaften konzentrieren.

Ein Abbau der Investitionshemmnisse beim Kraft
werksbau, der aus energiepolitischen Enwägungen 
durchaus enwünscht sein mag. wird somit für sich allein 
genommen kaum zur Überwindung der derzeitigen 
Baukrise beitragen können, zumal diejenigen Fach
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zweige des Baugewerbes, deren Auftragsvolumen in 
jüngster Zeit am stärksten zurückgegangen ist, nur in 
geringem Umfang am Kraftwerksbau beteiligt sind.

Oer öffentliche Bau

Die öffentiictie Baunacfifrage, die aufgrund des ho
hen Nachholbedarfs an öffentlicher Infrastruktur in den 
sechziger Jahren wesentlich stärker expandierte als die 
gesamte Baunachfrage, verlor im Verlauf der siebziger 
Jahre deutlich an Gewicht. Zu dieser Entwicklung ha
ben vor allem die zunehmenden Finanzierungsengpäs
se des Staates beigetragen, die zum einen aus der be
trächtlichen Abschwächung des Wirtschaftswachstums 
nach 1973 und zum anderen aus einer überproportiona
len Zunahme der öffentlichen Ausgaben für Löhne und 
Gehälter, Vorleistungskäufe und Transfers resultierten. 
Der Anteil der Investitionen an den gesamten Staats
ausgaben ging dagegen zwischen 1970 und 1980 von 
25 auf 18 % zurück. Diese Entwicklung ergab sich auch 
daraus, daß sich aufgrund des erreichten Infrastruktur
bestandes und des tendenziellen Rückgangs der 
Wohnbevölkerung die Dringlichkeit reduzierte, weitere 
Infrastruktureinrichtungen zu errichten, und in einigen 
Bereichen sogar partielle Sättigungserscheinungen 
auftraten.

Auch in der aktuellen Baukrise ist die Nachfrage des 
Staates wesentlich stärker zurückgegangen als die der 
Privaten. Es ist zu enwarten, daß diese Entwicklung 
auch in der Zukunft anhalten wird. Denn die öffentlichen 
Ausgaben werden voraussichtlich nicht mehr stärker 
wachsen als das Sozialprodukt. Dabei wird die Expan
sion der Staatsausgaben weiterhin eher den laufenden 
Ausgaben einschließlich der Transferausgaben als den 
staatlichen Investitionen zugute kommen, nicht zuletzt 
wegen der rückläufigen Bevölkerungsentwicklung so
wie des in einzelnen Infrastrukturbereichen bereits er
reichten hohen Versorgungsgrades. Während vor allem 
der Straßenbau, aber auch der öffentliche Hochbau an 
Bedeutung verlieren werden, dürfte der sonstige öffent
liche Tiefbau In den achtziger Jahren noch expandieren. 
Letzterer wird vor allem aus steigenden Investitionen in 
den Bereichen öffentlicher Personennahverkehr und 
Entsorgung profitieren. Die Einführung neuer Kommu
nikationstechnologien würde ebenfalls die Tiefbauinve
stitionen begünstigen, allerdings sind hier die Ergebnis
se des politischen Willensbildungsprozesses noch nicht 
abzusehen.

Faßt man die Einschätzung der zukünftigen Entwick
lung Im Wohnungsbau, im gewerblichen Bau und im öf
fentlichen Bau zusammen, so dürfte die gesamte inlän
dische Baunachfrage weniger stark expandieren als 
das Bruttosozialprodukt.

Während die inländische Baunachfrage nach 1973 
nur noch sehr verhalten expandierte, weitete sich das 
Auslandsengagement deutscher Bauunternehmen in 
diesem Zeitraum enorm aus. So nahm der Anteil der im 
Ausland erstellten Bauleistung an der gesamten Baulei
stung des Bauhauptgewerbes zwischen 1973 und 1978 
von knapp 2 % auf über 12 % zu und lag 1979 und 1980 
bei über 9 %. Der wichtigste Grund für diese Expansion 
war die Ausweitung der Baunachfrage in den erdölex
portierenden Ländern nach der ersten Ölkrise. Dies 
zeigt sich auch darin, daß der auf OPEC-Staaten entfal
lende Anteil des deutschen Auslandsbaus zwischen 
1973 und 1980 von 50 auf 94 % anstleg, wobei in den 
Jahren 1978 bis 1980 mehr als 60 % der deutschen 
Auslandsbauleistungen allein in Saudi-Arabien er
bracht wurden.

Diese Ausweitung der Auslandsbauleistungen konn
te jedoch kaum zur Linderung der Beschäftigungspro
bleme in der Bundesrepublik beitragen; denn durch den 
Auslandsbau werden kaum inländische Arbeitskräfte 
absorbiert. Im Jahre 1978 waren z. B. von 83 000 auf 
Auslandsbaustellen deutscher Unternehmen einge
setzten Arbeitskräften nur 10 % aus der Bundesrepu
blik entsandte Mitarbeiter, bei denen es sich hauptsäch
lich um hochqualifizierte Fachkräfte handelte. Da der 
Auslandsbau außerdem eine Domäne der größten Bau
unternehmen der Bundesrepublik ist, profitierte nur ein 
äußerst geringer Teil des Baugewerbes von der Expan
sion der Auslandsnachfrage. Im Jahre 1980 wurden bei
spielsweise mehr als 90 % der Auslandsbauleistungen 
von den zwölf größten Unternehmen des Baugewerbes 
erbracht, wobei auf die drei größten Unternehmen allein 
über 70 % entfielen. Konjunkturell bedingte Nachfrage
rückgänge im Inland durch eine Verstärkung des Aus
landsengagements zu kompensieren, dürfte zudem 
auch deshalb kaum möglich sein, well Auslandsaufträ
gen meist Bemühungen vorausgehen, die sich in der 
Regel über mehrere Jahre erstrecken. Dabei spielt ge
rade in arabischen Ländern eine längerfristig angelegte 
Marketing-Strategie eine sehr wichtige Rolle'’ .

Änderungen auf der Angebotsseite

Waren schon mit dem trendmäßigen Rückgang des 
Anteils der Bauwirtschaft an der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion nach 1973 Beschäftigungsprobleme im 
Baugewerbe verbunden, so wurden diese von Entwick
lungen auf der Angebotsseite noch verstärkt. Während 
sich der Produktivitätszuwachs im Verarbeitenden Ge
werbe, gemessen als Veränderung der realen Wert
schöpfung je Erwerbstätigenstunde, in den siebziger 
gegenüber den sechziger Jahren merklich verlangsam

* Vgl. Rolf B o l l i n g e r :  Marketing -  der Weg zum Auftrag, in: Bau
en im Ausland, VDI-Bericht 350, S. 23 ff.
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te, nahm er im Baugewerbe von 3,6 auf 4,4 % zu. Dabei 
war der Produktivitätszuwachs im Bauhauptgewerbe 
mit 5,5 % in den siebziger Jahren deutlich höher als im 
Verarbeitenden Gewerbe, wo er nur 4,8 % betrug. In
nerhalb des Bauhauptgewerbes wiesen insbesondere 
die Tiefbaubereiche, vor allem der gewerbliche Tiefbau, 
die höchsten Produktivitätszuwächse auf. Während 
sich im Bauhauptgewerbe der Produktivitätszuwachs in 
den siebziger Jahren beschleunigte, ging er im Ausbau
gewerbe von 3,0 % in den sechziger Jahren auf 2,1 % 
in den siebziger Jahren zurück. Die Effizienz der Pro
duktionsprozesse im Baugewerbe wurde in den siebzi
ger Jahren noch zusätzlich dadurch gesteigert, daß die 
Kapitalproduktivität, die in den sechziger Jahren durch 
eine vermehrte Substitution von Arbeit durch Kapital 
stark gesunken war, zunächst langsamer zurückging 
und dann in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre sogar 
anstieg.

Den Produktivitätsfortschritt allein für den hohen Be
schäftigungsrückgang im Baugewerbe verantwortlich 
zu machen, ist jedoch nicht zulässig. Ohne diese Pro
duktivitätszuwächse wären nämlich die Baupreise noch 
weitaus stärker gestiegen, was zu einem wesentlich hö
heren Nachfragerückgang und damit auch zu einer Ver
minderung der Beschäftigung im Baugewerbe beigetra
gen hätte.

Spielräume für Produktivitätssteigerungen

Während der Produktivitätszuwachs im Baugewerbe 
bis in die erste Hälfte der siebziger Jahre hinein vor al
lem von einer stärkeren Ausdehnung der Kapitalintensi
tät im Baugewerbe als in anderen Wirtschaftszweigen 
getragen wurde, ging die Bedeutung der Mechanisie
rung der Bauproduktion in den siebziger Jahren deutlich 
zurück. So wurde die Kapitalintensität in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre nicht mehr weiter ausge
dehnt. Der Produktivitätsfortschritt wurde in diesem 
Zeitraum mehr von qualitativen Verbesserungen im Be
reich der Baumaterialien und Baumaschinen, von einer 
effizienteren Ausnutzung des vorhandenen Maschinen
bestandes sowie von Verbesserungen in der innerbe
trieblichen Organisation der Bauunternehmen, im Grad 
der Zusammenarbeit zwischen den am Baugeschehen 
Beteiligten und in der Qualifikation der Arbeitnehmer 
getragen. Dagegen waren die Produktivitätsfortschritte 
einer Ausweitung der Standardisierung der Bauproduk
tion und einer dadurch ermöglichten Zunahme der Ar
beitsteilung zwischen dem Baugewerbe und den ande
ren Sektoren der Volkswirtschaft niedriger als gemein
hin erwartet worden ist.

Der mit den anhaltenden Schrumpfungstendenzen 
einhergehende höhere Wettbewerbsdruck wird auch in
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den achtziger Jahren die Bauunternehmen dazu zwin
gen, vorhandene Spielräume zur Produktivitätssteige
rung auszuschöpfen. Der Produktivitätszuwachs dürfte 
dabei auch von der tendenziellen Zunahme der Mehr
geschoßbauweise profitieren, da diese mehr Möglich
keiten zur Standardisierung der Bauproduktion, zur Ra
tionalisierung des Bauablaufs und zum Einsatz speziali
sierter Maschinen bietet als der Bau kleinerer Gebäude
einheiten. Die nur verhaltene Ausweitung der Baunach
frage und der sich fortsetzende Produktivitätsanstieg 
werden somit in Zukunft einen weiteren Abbau in der 
Anzahl der Beschäftigten im Baugewerbe zur Folge ha
ben.

Hohe Konjunkturabhängigkeit

Trotz der trendmäßigen Schrumpfung des Baugewer
bes nach 1973 kam es in den Jahren 1978 bis 1980 zu 
einem deutlichen Anstieg von Produktion und Beschäf
tigung. Daß diese Entwicklung jedoch keine Änderung 
des Schrumpfungsprozesses im Baugewerbe beinhal
tete und lediglich ein Resultat der starken Konjunktur- 
reagibilität der Bauproduktion war, zeichnete sich schon 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1980 ab, als die zur Zeit 
noch anhaltende Abwärtsbewegung im Baugewerbe 
einsetzte.

Die Gründe für die allgemein starke Konjunkturreagi- 
bilität der Bauproduktion sind sowohl auf der Nachfra
ge- als auch auf der Angebotsseite zu suchen. Die aus
geprägten konjunkturellen Schwankungen der Bau
nachfrage sind u. a. darauf zurückzuführen, daß

□  die Bauinvestitionen der gewerblichen Wirtschaft 
überwiegend Enweiterungsinvestitionen sind, die in der 
Regel erst getätigt werden, wenn die vorhandenen Ka
pazitäten ausgelastet sind,

□  Wohnungsbauinvestitionen infolge ihrer Abhängig
keit von der Zins- und der Einkommensentwicklung ver
stärkt in expansiven Phasen der Wirtschaftsentwick
lung getätigt werden und

□  die staatliche Baunachfrage die konjunkturellen 
Schwankungen der privaten Baunachfrage verstärkt, 
wenn die öffentlichen Investitionen wie zur Zeit während 
eines Abschwungs angesichts leerer Kassen einge
schränkt oder in Boomphasen wegen der reichlich vor
handenen finanziellen Mittel ausgedehnt werden.

Zunahme der Insolvenzen

Die aus den starken Schwankungen der Baunachfra
ge resultierenden Probleme werden durch spezifische 
Bedingungen auf der Angebotsseite noch verschärft. 
Da im Baugewerbe eine Produktion auf Lager in der Re
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gel nicht möglich ist, führen Nachfrageschwankungen 
stärker als in anderen Branchen zu Schwankungen in 
der Kapazitätsauslastung. Die hohen Fixkosten haben 
daher in Zeiten schwacher Baunachfrage einen deutli
chen Anstieg der Insolvenzen zur Folge, zumal die Ei
genkapitalquoten in der Bauwirtschaft deutlich niedriger 
sind als in der übrigen Wirtschaft. Die Zunahme der 
Konkurse wird noch dadurch verstärkt, daß in Phasen 
der Nachfrageabschwächung sich der Konkurrenz
druck zwischen den Bauunternehmen bei geringer ge
wordenen Aufträgen beträchtlich erhöht, was nicht sel
ten dazu führt, daß Aufträge zu nicht kostendeckenden 
Preisen akzeptiert werden.

Durch die starke Zunahme der Insolvenzen und den 
erheblichen Kapazitätsabbau bei den im Markt verblei
benden Unternehmen werden in der Rezession die Ka
pazitäten des Baugewerbes aber meist deutlich über 
das unter mittelfristigen Gesichtspunkten erforderliche 
Maß abgebaut, wobei es regelmäßig zu einer starken 
Abwanderung von Facharbeitern in andere Branchen 
kommt. Der nächste Aufschwung wird daher meist 
durch zu geringe Produktionskapazitäten, insbesonde
re durch einen Mangel an qualifizierten Arbeitskräften 
gebremst. Erst außerordentlich hohe Preissteigerungen 
bilden einen Anreiz für den Aufbau neuer Kapazitäten 
und die Gründung neuer Unternehmen. Sie führen aber 
wegen der Erwartung weiterer Preissteigerungen zu ei
nem Vorziehen von Baunachfrage, was die Preissteige
rungen im Baugewerbe zusätzlich erhöht. Aufgrund der 
hohen Preissteigerungen wird aber auf Dauer zuneh
mend Nachfrage zurückgedrängt, außerdem fehlen in 
der späten Boomphase die wegen der erwarteten Preis
entwicklung vorgezogenen Bauaufträge. Daher kommt 
es anschließend meist zu einem drastischen Rückgang 
von Produktion und Beschäftigung. Es zeigt sich somit, 
daß die Baukonjunktur ein hohes Maß an Eigendynamik 
besitzt: in der Rezession werden die Probleme des 
nachfolgenden Aufschwungs und in diesem die Proble
me der nachfolgenden Rezession programmiert.

Möglichkeiten einer Verstetigung

Die starken Konjunkturschwankungen der Baunach
frage stellen nicht nur einen großen Risikofaktor für die 
Bauunternehmen dar, sondern bringen auch erhebliche 
Probleme für die Nachfrager von Bauleistungen mit 
sich, so z. B. im Boom hohe Preissteigerungen, lange 
Wartezeiten und gegebenenfalls auch eine Minderung 
der Ausführungsqualitäten und in der Rezession die 
drohende Gefahr von Firmenzusammenbrüchen. Es 
stellt sich daher die Frage, ob der Staat durch Verände
rungen seiner eigenen Baunachfrage oder durch die in
direkte Beeinflussung der privaten Baunachfrage ver

suchen sollte, die Schwankungen der gewerblichen und 
der Wohnungsbaunachfrage auszugleichen. Einer der
artigen Politik stellen sich freilich erhebliche Probleme 
entgegen.

Es ergeben sich nicht nur Schwierigkeiten hinsichtlich 
der zeitlichen und mengenmäßigen Dosierung der Maß
nahmen, es besteht auch die Gefahr, daß die Versor
gung mit Infrastruktureinrichtungen auf Dauer dem Ziel 
einer Stabilisierung der Baukonjunktur untergeordnet 
wird. Weitere Probleme resultieren vor allem daraus, 
daß die Struktur der privaten und der staatlichen Bau
nachfrage keineswegs deckungsgleich ist. So zeigen 
vom HWWA erstellte Bauverflechtungstabellen, daß 
z. B. 1980 27 % der staatlichen Baunachfrage an Stra
ßenbaubetriebe gingen. Diese waren damit zu 81 % von 
staatlichen Auftraggebern abhängig. Würde in einer 
Boomphase die Staatsnachfrage mit dem Ziel, Überhit
zungserscheinungen zu vermeiden, global gekürzt, wä
ren davon die Betriebe des Straßenbaus am stärksten 
betroffen. Umgekehrt würde ein Rückgang der Woh
nungsbaunachfrage für die Betriebe des Hochbaus, die 
1980 zu 64 % vom Wohnungsbau abhingen, zu erhebli
chen Problemen führen. Deren Schwierigkeiten durch 
eine Anhebung der öffentlichen Nachfrage entgegenzu
wirken, dürfte jedoch kaum möglich sein. So gingen 
nämlich im Jahre 1980 nur 9 % der staatlichen Bau
nachfrage an Hochbauunternehmen. Sie machten da
mit in diesem Zweig des Baugewerbes nur 11 % des 
Umsatzvolumens aus. Die zu Stabilisierungszwecken 
entfaltete staatliche Nachfrage müßte daher eine ganz 
andere Struktur aufweisen als die übliche staatliche 
Baunachfrage. Daher ist die konjunkturelle Manövrier
masse des Staates viel kleiner, als der Staatsanteil an 
der gesamten Baunachfrage vermuten läßt.

Die Manövriermasse dürfte bei indirekten, auf Verän
derungen der privaten Nachfrage abzielenden Maßnah
men im allgemeinen größer sein, allerdings ergeben 
sich hierbei ebenfalls Probleme beim Timing und der 
Dosierung der Maßnahmen. Die Timing-Probleme dürf
ten dabei wegen der großen Wirkungsverzögerungen in 
der Regel noch wesentlich größer sein als bei einer di
rekten staatlichen Beeinflussung der Baunachfrage. 
Hinzu kommt, daß die indirekten Maßnahmen in einem 
nicht unerheblichen Maße Mitnahmeeffekte nach sich 
ziehen.

Die derzeitige Krise der deutschen Bauwirtschaft, die 
vor allem durch einen starken Rückgang der staatlichen 
Baunachfrage gekennzeichnet ist, zeigt, daß dem Bau
gewerbe schon geholfen wäre, wenn es gelänge, die 
Baunachfrage des Staates zu verstetigen, d. h. am mit
telfristigen Bedarf auszurichten und nicht kurzfristig von 
der jeweiligen Kassenlage abhängig zu machen.
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